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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Müller (Remscheid), Dr. Blüm, Breidbach, Dr. Hammans, 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Vogt, Zink, Ziegler, von Bockeiberg, 
Geisenhofer, Frau Pieser, Schmitz (Baesweiler) und Genossen 

betr. gesundheitsschädliche Auswirkungen des Zigarettenrauchens 


Mit einer Kleinen Anfrage (Drucksache 7/1442) haben wir im 
Dezember 1973 nach den schädlichen Auswirkungen des Ziga- 
rettenrauchens gefragt. Die Bundesregierung hat die Anfrage 
am 9. Mai 1974, insbesondere soweit es den gesundheitlichen 
Sektor betrifft, beantwortet (Drucksache 7/2070). Da in der 
Zwischenzeit weitere Erkenntnisse über die gesundheitsschäd- 
lichen Auswirkungen des Zigarettenrauchens bekannt gewor- 
den sind, erscheint es geboten, die Problematik weiter zu ver- 
tiefen. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Pränatale Schäden 

Gibt es wissenschaftlich erhärtete Erkenntnisse, daß sich das 
Rauchen schwangerer Frauen auf die Säuglingssterblichkeit 
auswirkt und Mißbildungen und sonstige Schäden hervor- 
ruft? Gibt es statistische Angaben über das Rauchen schwan- 
gerer Frauen? Lassen diese Zahlenwerte eine bestimmte 
Tendenz erkennen? 

2. Passivrauchen 

In ihrer Antwort vom 9. Mai 1974 (Drucksache 7/2070) sagt 
die Bundesregierung als „ Schlußbemerkung ", daß es unver- 
antwortlich wäre, so lange zu warten, bis tatsächlich eine 
„Strecke 11 von Kranken, Erwerbsunfähigen und Toten vor- 
gewiesen werden könne, die dem Passivrauchen zum Opfer 
gefallen sei. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, eine 
Kommission kompetenter Wissenschaftler, der auch 
Arbeitsmediziner angehören sollten, mit der Unter- 
suchung der Frage zu beauftragen, ob die Gesundheit 
des „Passivrauchers 1 ' gefährdet wird? 
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b) Wie läßt sich der Nichtraucher schütz in Gaststätten, 
öffentlichen Verkehrsmitteln (einschließlich Taxis und 
Mietwagen) und Krankenhäusern verbessern? 

c) Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die durch die 
Änderung der Eisenbahnverkehrsordnung im Jahre 1967 
gewährte Raucherlaubnis in den Seitengängen von Nicht- 
raucherwagen aufrechterhalten werden soll? 

d) Enthält der von der Bundesregierung verabschiedete Ent- 
wurf der Arbeitsstättenordnung Vorschriften zum Schutz 
von Nichtrauchern am Arbeitsplatz und verneinenden- 
falls warum nicht? 

e) Weshalb gibt es für die Bundesbehörden keinen Erlaß 
zugunsten von Bediensteten und Behördenbesuchern, wie 
ihn beispielsweise die Länder Bayern und Baden-Würt- 
temberg erlassen haben? 

f) Treffen Behauptungen zu, daß die Atemluft in Innen- 
räumen, namentlich Büro- und Arbeitsstätten, eine ähn- 
liche Beeinträchtigung erfährt, wie die Luft auf Straßen 
und Plätzen in Großstädten durch Autoabgase? 

g) Treffen Untersuchungen zu, nach denen Kinder, deren 
Eltern rauchen, wesentlich häufiger an Entzündungen der 
Atemwege erkranken, als andere Kinder? 

3. Werbung und andere Strukturfragen des Zigarettenmarktes 

a) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Ziga- 
rettenwerbung der öffentlichen Hand (Bundesbahn und 
Bundespost, kommunale Verkehrsbetriebe) zu reduzie- 
ren oder zu untersagen? 

b) Wie hoch sind die seit 1970 gezahlten Prämien für ge- 
ernteten Rohtabak in der EG und in den einzelnen 
Staaten der EG? 

c) Von der Zigarettenindustrie wurde im Zuge der Beratun- 
gen der Reform des Lebensmittelrechts mehrfach ausge- 
führt, daß die Werbung für „leichte" und „milde" Ziga- 
retten besonders aufklärend wirke. Treffen demgegen- 
über neuere Aussagen zu, wonach ein Raucher beim 
Übergang zu nikotinarmen Zigaretten wesentlich mehr 
raucht und damit auch mehr Teer, Kohlenmonoxyd und 
andere Rauchinhaltsstoffe aufnimmt (so Dr. Rüssel, 
London) ? 

d) Trifft es zu, daß man mit „leichten" und „milden" Marken 
den erstmaligen Konsumenten, namentlich Jugendliche 
und Frauen, besser gewinnen kann, als mit „schweren"? 

4. „Nikotinfreie" Zigaretten 

Mitte August dieses Jahres haben zwei Zigarettenkonzerne 
in der Bundesrepublik zwei „nikotinfreie" Zigarettenmar- 
ken herausgebracht bzw. angekündigt. Wird der Verbrau- 
cher durch die Bezeichnung bzw. Werbung mit „nikotinfrei" 
nicht darüber getäuscht, daß der Zigarettenrauch auch bei 
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solchen Marken die vorgenannten anderen chemischen Stoffe 
enthält, es sich also nicht um eine „unschädliche“ Zigarette 
handelt? Treffen derartige Überlegungen auch zu für die 
Bezeichnung bzw. Werbung mit „nikotinarm im Rauch“? 
Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, die derzeiti- 
gen Vorschriften hierüber (vgl. Verordnung über nikotin- 
armen und nikotinfreien Tabak vom 12. Mai 1939 - RGBl. I 

S. 912 -) beizubehalten? Sind die „nikotinfreien“ bzw. 
„nikotinarmen" Zigaretten eher geeignet, Nichtraucher zu 
Rauchern zu machen als Raucher „starker“ Marken auf der- 
artige Marken „umsteigen" zu lassen? Gibt es über der- 
artiges Konsumverhalten Unterlagen bzw. statistisches 
Material? Geben die mathematischen Trendanalysen über 
den Verbrauch an Nikotin und Rauchkondensat in der Bun- 
desrepublik von Professor Jürgen Timm, Universität Bremen 
(vgl. Beiträge zur Tabakforschung, Band 7, Heft 4, April 
1974) Aufschlüsse über das vorbezei ebnete Konsumver- 
halten? 

5. Zigarettenautomaten 

Hält die Bundesregierung eine Einschränkung des Zigaret- 
tenverkaufs aus Automaten für zulässig und nötig? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß Zigarettenauto- 
maten nicht nur Verkaufsgeräte sind, sondern durch die Art 
ihrer Aufmachung auch Werbeträger darstellen? Wie ist es 
miteinander zu vereinbaren, daß nach dem Jugendschutz- 
gesetz Jugendliche unter 16 Jahren keine Alkoholica er- 
werben können, wohl aber zu Zigaretten durch den Auto- 
matenverkauf freien Zugang haben? 

6. Aufklärung 

Wie kommt es, daß man bei Behörden kaum jemals ein 
Poster der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
sieht? Müßte nicht die Zusammenarbeit zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden auf diesem Sektor verstärkt wer- 
den, damit vor allem auch die kommunalen Jugend-, Ge- 
sundheits- und Schulämter in die Aufklärungskampagne ein- 
geschaltet werden? 

Welche Möglichkeiten der Aufklärung in Rundfunk und 
Fernsehen gibt es? 

7. Tabaksteuer 

Die Mitgliedsverbände der Deutschen Hauptstelle gegen 
Suchtgefahren (DHS) haben in einer Resolution vom 

8. Oktober 1973 ausgeführt, daß die finanzielle Ausstattung 
der Arbeiten bez. der Suchtgefahren und Suchtschäden im 
Hinblick auf die Steuereinnahmen des Staates aus dem Ver- 
brauch von Tabak und Alkohol völlig unzureichend sei. 
Hält die Bundesregierung die von der DHS und anderen 
Organisationen erhobene Forderung mindestens ein Promille 
der Tabaksteuer der gesundheitlichen Aufklärung über 
Raucherschäden zuzuführen für eine realistische Forderung? 
Hält die Bundesregierung eine teilweise Zweckbindung die- 
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ser Steuereinnahmen (etwa nach dem Vorbild des § 258 
Branntweinmonopolgesetz von 1918 oder des Mineralöl- 
steuergesetzes) für gesundheitliche Aufklärung für zulässig 
oder angebracht? Inwieweit ist nach Ansicht der Bundes- 
regierung die Höhe der Tabaksteuer ein geeignetes Mittel 
den Konsum zu steuern? Wie wird unter diesem Gesichts- 
punkt die Tabaksteuer in anderen europäischen Staaten ein- 
gesetzt? 

8. Regelmäßige Zahlenveröffentlichung 

Die Zahlen der Verkehrsopfer in der Bundesrepublik wer- 
den von den Verkehrsministern des Bundes und der Länder, 
vom Statistischen Bundesamt in Wiesbaden etc. monatlich 
und vierteljährlich zum Teil in noch kürzeren Zeitabständen 
(z. B. nach Feiertagen) bekanntgegeben und in den Massen- 
medien veröffentlicht. Welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, da die Morbiditätszahlen durch Raucher- 
schäden um ein Mehrfaches höher liegen, diese Zahlen eben- 
falls in regelmäßigen Zeitabständen bekanntzugeben? 


Bonn, den 5. Dezember 1974 


Müller (Remscheid) 

Dr. Blüm 
Breidbach 
Dr. Hammans 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Vogt 

Zink 

Ziegler 

von Bockeiberg 
Geisenhofer 
Frau Pieser 
Schmitz (Baesweiler) 
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Franke (Osnabrück) 

Jäger (Wangen) 

Dr. Kliesing 
Krampe 
Kroll-Schlüter 
Kunz (Berlin) 
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Mick 

Müller (Berlin) 

Frau Pack 
Dr. Ritgen 
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Frau Schroeder (Detmold) 

Frau Stommel 
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